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5. Steuern und Abgaben 

5.1 Grundsätzliches zum 
Steuer- und Abgaben-
system 

 

 „Wir gehen die Ungerechtigkeiten im 
Steuersystem entschlossen an und 
nutzen die Lenkungswirkung von 
Steuern für Klimaschutz und Kreis-
laufwirtschaft. Wir sorgen dafür, dass 
sich sehr wohlhabende und reiche 
Menschen und große Konzerne ihrer 
Verantwortung stärker stellen. (…) 
Hohe Einkommen und Vermögen 
sollen deshalb mehr zur Finanzie-
rung unseres Gemeinwesens beitra-
gen und niedrige werden entlastet.“ 
„Unser Steuersystem wollen wir 
schrittweise so umbauen, dass Um-
weltbelastung und Ressourcenver-
brauch stärker besteuert werden und 
dafür beispielsweise Steuern und Ab-
gaben auf Arbeit verringert werden, 
oder die Einnahmen etwa als Ener-
giegeld zurückgegeben 
werden.“ 
„Wir streben an, die soziale Siche-
rung schrittweise weiter zu vereinfa-
chen, indem wir die existenzsichern-
den Sozialleistungen zusammenle-
gen und ihre Auszahlung in das 
Steuersystem integrieren.“ 

 „Wir Freie Demokraten wollen eine 
Trendwende bei der Abgabenquote 
erreichen und die Abgabenbelastung 
für die Arbeitnehmer und die Arbeit-
geber wieder auf unter 40 Prozent 
senken.“ 
„Wir Freie Demokraten wollen das Li-
berale Bürgergeld. Wir wollen steuer-
finanzierte Sozialleistungen wie das 
Arbeitslosengeld II, die Grundsiche-
rung im Alter, die Hilfe zum Lebens-
unterhalt oder das Wohngeld in einer 
Leistung und an einer staatlichen 
Stelle zusammenfassen, auch im 
Sinne einer negativen Einkommens-
teuer. (…) So möchten wir das 
Steuer- und Sozialsystem verbin-
den.“ 

„… bei Konzentration auf die beiden 
großen Steuerarten (Umsatzsteuer 
und Einkommenssteuer) (könnten) 
die Grundsteuer, die Gewerbesteuer 
und etliche, nach ihrem Aufkommen 
betrachtet, weitere kleinere Ver-
brauchsteuern auf Bundesebene er-
satzlos entfallen.“ 
„Ähnlich verhält es sich mit den so-
genannten Substanzsteuern. Dazu 
zählen die schon erwähnte Grund-
steuer, die an Haus- und Grundbe-
sitz anknüpft, die Vermögenssteuer 
sowie die Erbschafts- und Schen-
kungssteuer.“ 

„Wir wollen dafür sorgen, dass nie-
mand im Monat weniger als 1.200 
Euro zur Verfügung hat. Das ist un-
sere Grenze für ein gerechtes Min-
desteinkommen.“ 

5.2 Einkommensteuer inkl. 
Solidaritätsbeitrag 

 

„Wir werden den Solidaritätszuschlag 
für alle schrittweise abschaffen und 
gleichzeitig kleine und mittlere Ein-
kommen bei der Einkommensteuer 
entlasten.“ 

„.. den Grundfreibetrag der Einkom-
mensteuer erhöhen, um kleine und 
mittlere Einkommen zu entlasten. Im 
Gegenzug wollen wir den Spitzen-
steuersatz moderat anheben. Ab ei-
nem Einkommen von 100.000 Euro 
für Alleinstehende und 200.000 Euro 
für Paare wird eine neue Stufe mit ei-
nem Steuersatz von 45 Prozent ein-
geführt. Ab einem Einkommen von 
250.000 bzw. 500.000 Euro folgt eine 

„Wir werden eine Einkommensteuer-
reform vornehmen, die kleine und 
mittlere Einkommen besserstellt, die 
Kaufkraft stärkt und dafür im Gegen-
zug die oberen fünf Prozent stärker 
für die Finanzierung der wichtigen öf-
fentlichen Aufgaben heranzieht.“  
„Für diejenigen, die besonders viel 
verdienen, halten wir an dem Auf-
schlag von drei Prozentpunkten zur 
Einkommensteuer fest. Er soll künftig 
bei Verheirateten für den zu versteu-

Wir wollen „den Spitzensteuersatz 
schrittweise „nach rechts verschie-
ben“ – mit dem Ziel, dass dieser erst 
ab einem Einkommen von 90.000 
Euro greift.“ 
„Wir Freie Demokraten wollen den 
Solidaritätszuschlag komplett ab-
schaffen.“ 

Abschaffung Solidaritätszuschlag „Niedrige und mittlere Einkommen 
wollen wir entlasten. Hohe Einkom-
men müssen stärker besteuert wer-
den.“ 
„Einkommen aus Kapitalerträgen sol-
len nicht weiter bevorzugt werden, 
sondern nach denselben Sätzen ver-
steuert werden wie alle Einkommen. 
Die Abgeltungsteuer von 25 Prozent 
werden wir abschaffen …“ 
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weitere Stufe mit einem Spitzen-
steuersatz von 48 Prozent.“ 
„Untere und mittlere Einkommen ent-
lasten wir unter anderem durch die 
Einführung einer Kindergrundsiche-
rung und durch unser Energiegeld.“ 

ernden Einkommensanteil oberhalb 
von 500.000 Euro im Jahr, bei Ledi-
gen ab 250.000 Euro im Jahr gelten.“ 
Den Solidaritätszuschlag haben wir 
für die allermeisten Bürger*innen ab-
geschafft. Die Einnahmen aus dem 
verbliebenen Solidaritätszuschlag, 
den nur noch die Spitzenverdie-
ner*innen zahlen, werden wir weiter 
brauchen.“ 

„Ab 70.000 Euro zu versteuerndem 
Einkommen im Jahr beträgt der 
Steuersatz 53 Prozent.“ 
„Wir sehen zwei Stufen einer geson-
derten Reichensteuer vor: 60 Pro-
zent für Einkommen oberhalb der ak-
tuellen Reichensteuergrenze von 
260.533 Euro und 75 Prozent für Ein-
kommen oberhalb von 1 Million Euro 
zu versteuerndem Einkommen.“ 
„Wir schlagen vor, die Steuerfreibe-
träge in der Einkommensteuer anzu-
heben: 1.200 Euro pro Monat werden 
von Steuern freigestellt.“ 
„DIE LINKE will den Solidaritätszu-
schlag für hohe Einkommen erhalten 
…“ 

5.3 Sparerfreibetrag „Wir werden den Sparer-Pauschbe-
trag und die Arbeitnehmersparzulage 
erhöhen.“ 

„Kapitalerträge werden unter Beibe-
haltung des Sparerfreibetrages mit 
dem individuellen Steuersatz veran-
lagt.“ 

 „Den Sparerfreibetrag wollen wir 
deutlich anheben.“ 

  

5.4 Vermögenswirksame 
Leistungen 

„Wir werden die vermögenswirksa-
men Leistungen stärken und den 
Höchstbetrag, den Arbeitnehmer von 
ihrem Arbeitgeber erhalten können, 
erhöhen.“ 
„Gewinne aus vermögenswirksamen 
Leistungen sollten nach der Mindest-
haltefrist steuerfrei sein.“ 

     

5.5 Spekulationsfrist 
Veräußerungsgewinne 

 „Wir werden die bislang nach einer 
Zehn-Jahres-Frist geltende Steuer-
freiheit für Veräußerungsgewinne 
von Grundstücken und Immobilien 
abschaffen. Auch werden wir die 
Steuerfreiheit für andere Veräuße-
rungsgewinne, beispielsweise beim 
Handel mit Edelmetallen, Rohstoffen 
oder Kryptowerten, abschaffen.“ 

 „Wir Freie Demokraten wollen die 
Wiedereinführung einer Spekula-
tionsfrist von drei Jahren für private 
Veräußerungsgewinne aus Wertpa-
pieren.“  

  



 

DIVA-Briefing Sommer 2021: 
Wahlprogramme 2021 der Parteien 

 
 
 

 

Parteien  
CDU/CSU BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN SPD FDP AfD DIE LINKE 

  Themen  

 

20 
 

5.6 Steuerliche Abzugsfähig-
keit von Gehältern 

 

 „Zusätzlich werden hohe Mana-
ger*innengehälter oberhalb von 
500.000 Euro nicht mehr zum Abzug 
als Betriebsausgaben zugelassen.“ 

„Die steuerliche Abzugsfähigkeit von 
Manager*innengehältern werden wir 
begrenzen, und zwar auf das 15-fa-
che des Durchschnittseinkommens 
der Beschäftigten in dem Betrieb, in 
dem die Manager*in beschäftigt ist.“ 

  „Jahresgehälter über einer halben 
Million Euro dürfen nicht mehr 
steuerlich abzugsfähig sein.“ 

5.7 Erbschaftsteuer 
 

„Wir treten entschieden allen Überle-
gungen zur … Erhöhung der Erb-
schaftssteuer entgegen.“ 

 „Die Erbschaftssteuer ist reformbe-
dürftig. (…) Mit einer effektiven Min-
destbesteuerung werden wir die 
Überprivilegierung großer Betriebs-
vermögen abschaffen. Auch für  ver-
mögenshaltende Familienstiftungen 
werden wir eine Mindestbesteuerung 
einführen.“ 

„Wir lehnen … eine weitere Ver-
schärfung der Erbschaftsteuer ab.“ 

„Die AfD fordert … die Abschaffung 
der Erbschaftssteuer.“ 

„Zu dem Zweck sollen die heute 
existierenden Privilegien für Betriebs-
vermögen bei Erbschaften und 
Schenkungen entfallen. Wir werden 
die Erbschaftsteuer auf hohe Erb-
schaften erhöhen. Normales, selbst-
genutztes Wohneigentum bleibt frei-
gestellt.“ 

5.8 Finanztransaktionssteuer 
 

„Wir setzen uns für eine europäische 
Finanztransaktionsteuer mit breiter 
Bemessungsgrundlage ein. Sie darf 
jedoch Kleinanleger und die private 
Altersvorsorge nicht belasten.“ 

„Spekulation und Kurzfristorientie-
rung werden wir, unter anderem 
durch eine EU-weite Finanztransak-
tionssteuer mit breiter Bemessungs-
grundlage, unattraktiv machen.“ 

„Wir werden eine Finanztransaktions-
steuer einführen, möglichst im Ein-
klang mit unseren europäischen 
Partnern.“ 

  „Es braucht ein gerechtes internatio-
nales Steuersystem mit einer Finanz-
transaktionssteuer.“ 

5.9 Vermögensteuer 
 

„Wir treten entschieden allen Überle-
gungen zur Einführung neuer Sub-
stanzsteuern wie der Vermögen-
steuer … entgegen.“ 
„Wir lehnen zusätzliche Lasten wie 
eine Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer ab.“ 

„Wir wollen … Gestaltungsmöglich-
keiten abbauen und große Vermögen 
wieder stärker besteuern. Dafür gibt 
es verschiedene Instrumente wie 
zum Beispiel die Erbschaftssteuer 
oder die Vermögensteuer. Die Ein-
führung einer neuen Vermögen-
steuer für die Länder ist unser bevor-
zugtes Instrument. (…) Die Vermö-
gensteuer sollte für Vermögen ober-
halb von zwei Millionen Euro pro Per-
son gelten und jährlich 1 Prozent be-
tragen. Begünstigungen für Betriebs-
vermögen werden wir im verfas-
sungsrechtlich erlaubten und wirt-
schaftlich gebotenen Umfang einfüh-
ren. Dabei streben wir Lösungen an, 
die zusätzliche Anreize für Investitio-
nen schaffen und die besondere 
Rolle und Verantwortung von mittel-
ständischen und Familienunterneh-
men berücksichtigen.“ 

„Wir wollen die Vermögensteuer wie-
der in Kraft setzen …. Deshalb wer-
den wir unter anderem einen maß-
vollen, einheitlichen Steuersatz von 
einem Prozent für sehr hohe Vermö-
gen einführen. Gleichzeitig wird es 
hohe persönliche Freibeträge geben, 
so dass sich die Steuerbelastung auf 
besonders vermögende Teile der Be-
völkerung konzentriert. Wir stellen si-
cher, dass mit der Vermögenssteuer 
keine Arbeitsplätze gefährdet wer-
den. Die Grundlage von Betrieben 
wird bei der Vermögenssteuer ver-
schont.“  

„Wir Freie Demokraten lehnen eine 
einmalige Vermögensabgabe ebenso 
ab wie die Wiederbelebung der Ver-
mögensteuer.“ 

Abschaffung der Vermögensteuer „DIE LINKE fordert eine Vermögen-
steuer mit einem progressiven Tarif 
und einem Freibetrag für Privatver-
mögen von 1 Million Euro pro Person 
(ohne Schulden). Wer etwa mit einer 
Eigentumswohnung in der Innenstadt 
»Papiermillionär« ist, wird nicht be-
lastet.“ 
„Für die Bewältigung der Coronakrise 
wollen wir eine Vermögensabgabe 
erheben. Diese soll für Nettovermö-
gen über 2 Millionen Euro (für Be-
triebsvermögen ist der Freibetrag 5 
Millionen Euro) erhoben werden. Die 
Vermögensabgabe ist progressiv von 
10 bis 30 Prozent gestaffelt und kann 
über zwanzig Jahre in Raten gezahlt 
werden.“ 
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5.10 Unternehmens-
besteuerung 

 

„Wir werden … mit einer Unterneh-
menssteuerreform die Besteuerung 
modernisieren und wettbewerbsfähig 
machen. (…) Wir wollen die Steuer-
last für Gewinne, die im Unterneh-
men verbleiben, perspektivisch auf 
25 Prozent deckeln.“ 

„Die internationalen Mindeststeuer-
sätze für Großunternehmen wollen 
wir in Deutschland und Europa ambi-
tioniert umsetzen. (…) Zudem brau-
chen wir harte EU-Regeln gegen den 
Missbrauch von Briefkastenfirmen 
zur Steuervermeidung. (…) In der EU 
führen wir eine gemeinsame Bemes-
sungsgrundlage für die Unterneh-
menssteuern und einen Mindest-
steuersatz von mittelfristig 25 Pro-
zent ohne Ausnahmen ein. (…) Wir 
setzen uns dafür ein, auch in Steuer-
fragen zu Mehrheitsentscheidungen 
in der EU überzugehen. Soweit euro-
päische Einigungen nicht gelingen, 
gehen wir voran, in verstärkter Zu-
sammenarbeit oder gemeinsam mit 
einzelnen Staaten. National gehen 
wir gegen Gewinnverschiebungen 
mit einer verschärften Zins- und Li-
zenzschranke und mit Quellen-
steuern vor.“ 

 „Unser Ziel ist es, im Zuge der ange-
strebten Harmonisierung der Unter-
nehmensbesteuerung in Europa den 
deutschen Sonderweg der Gewerbe-
steuer zu beenden.“ 

 „Die Körperschaftsteuer muss wieder 
auf 25 Prozent erhöht werden.“ 
„Wir wollen den Wettlauf der Unter-
nehmen um Steuervermeidung un-
terbinden und drängen auf europa-
weite und globale Mindestsätze für 
Unternehmensteuern.“ 

5.11 Weitere Steuern und 
Abgaben 

 

 „Ungerechtfertigte Ausnahmen im 
Bereich der Umsatzsteuer bauen wir 
ab und sorgen dadurch auch hier für 
mehr Fairness bei der Finanzierung 
staatlicher Aufgaben.“ 

    

5.12 Nachrichtlich: Staats-
haushalt / Schulden-
bremse 

 

„Wir bekennen uns zur grundgesetz-
lichen Schuldenbremse. Sie hat in 
der Krise ihre Funktionsfähigkeit und 
Flexibilität bewiesen. Grundgesetz-
änderungen zur Aufweichung der 
Schuldenbremse lehnen wir ab.“ 

„Wir wollen die Schuldenbremse im 
Grundgesetz für Bund und Länder 
zeitgemäß gestalten, sodass die 
Tragfähigkeit der zukünftigen Zins-
last gewährleistet ist, und zugleich 
die so dringenden Investitionen zu 
ermöglichen. Bei konsumtiven Aus-
gaben bleibt es bei den derzeitigen 
strikten Regelungen; bei Investitio-
nen, die neues öffentliches Vermö-
gen schaffen, erlauben wir eine be-
grenzte Kreditaufnahme in Höhe der 
Netto-Investitionen.“ 

 „Dabei stehen wir … zur im Grundge-
setz verankerten Schuldenbremse.“ 
„Wir Freie Demokraten wollen eine 
„Schuldenbremse 2.0“ für die Sozial-
versicherungen. Sie soll festschrei-
ben, dass zusätzliche versicherungs-
fremde Leistungen künftig vollständig 
aus dem Bundeshaushalt finanziert 
werden müssen. So kann die Schul-
denbremse des Bundeshaushalts 
nicht mehr durch die Verlagerung 
von Sozialleistungen in die Versiche-
rungen umgangen werden.“ 

 „Die Schuldenbremse schaffen wir 
ab." 
 

 


